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Das deutsche Gesundheitswesen steht vor enor-
men Herausforderungen. Die Finanzierung der
gesetzlichen Krankenversicherung (GKV) und
damit die Finanzierung von Krankenhdusern,
Arztpraxen, Arzneimitteln und allen weiteren
Leistungsbereichen kann alleine durch Beitrags-
mittel nicht mehr sichergestellt werden. Immer
hoéhere Steuerzuschisse des Bundes und der
Abbau der letzten Finanzreserven der Kranken-
kassen waren in der Vergangenheit nétig, um die
Versorgung sicherzustellen.

Die Versorgungsstrukturen, insbesondere in der
ambulanten Versorgung und der Krankenhaus-
versorgung, befinden sich bereits in einem Trans-
formationsprozess. Der Personalmangel und die
veranderten Lebens- und Berufsplanungen der
nachriickenden Generation fiihren zwangsweise
zu notwendigen Anpassungen der Versorgungs-
strukturen. Der groBe Bedarf an Fachpersonal ist
auch im Gesundheitswesen deutlich sptrbar und
wird sich in den kommenden Jahren verstarken.
Hiermit sind nur wenige Aspekte der Komplexitat
der Aufgaben fur die deutsche Gesundheits-
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Jacqueline Kihne
Vorstandin

politik erwahnt. Jeder einzelne Versorgungs-
bereich beschaftigt die Gesundheitspolitik und
die Selbstverwaltung im Gesundheitswesen.

Dem BKK Landesverband Sud gehéren 24 Be-
triebskrankenkassen aus Baden-Wirttemberg
und Hessen an. Damit stehen wir fur rund ein
Viertel aller Krankenkassen in Deutschland in der
Verantwortung, Versorgung zu gestalten und zu
organisieren. Mit diesem Positionspapier wol-
len wir wichtige Aspekte der aktuellen Reform-
diskussionen im Gesundheitswesen aufgreifen
und Lésungswege aufzeigen.

Der GroBe der Herausforderung muss die Politik
mit groBer Entschlossenheit fir mutige Reformen
und dem Willen, parteitibergreifend Lésungen zu
finden, begegnen.

Wir freuen uns auf den Austausch und die Dis-
kussion mit den politischen Vertreterinnen und
Vertretern und allen Akteurinnen und Akteure im
Gesundheitswesen.
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Thomas Schonbucher
Stellvertreter der Vorstandin



FiInanzierung

Die Bundesregierung hatte den gesetzlichen
Auftrag, bis zum 31.05.2023 ,Empfehlungen
fUr eine stabile, verlassliche und solidarische Fi-
nanzierung der GKV" zu erarbeiten. , Hierbei soll
insbesondere auch die Ausgabenseite der GKV
betrachtet werden.”

Eine grundlegende Finanzierungsreform der GKV,
die nachhaltig wirkt und auf Jahre in eine finanzi-
ell gesicherte Zukunft fuhrt, ist langst Gberfallig.

Die Ausgaben der GKV werden seit mehreren
Jahren durch die Beitragseinnahmen nicht mehr
gedeckt. Dieses Defizit wurde insbesondere
durch hohere Zusatzbeitrdge, den Abbau von
Rucklagen der gesetzlichen Krankenkassen und
zusatzliche Steuerzuschisse des Bundes an die
GKV ausgeglichen.

Die Ausgaben der GKV (ohne LKK) sind in den letzten Jahren
im Durchschnitt starker angestiegen als die Beitragseinnahmen
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Neben dem Einsatz von Reserven des Gesund-
heitsfonds und Anhebungen der Zusatzbeitrags-
satze wurden die Finanzreserven der Kranken-
kassen in den letzten Jahren kontinuierlich im
Rahmen gesetzlicher MaBnahmen abgebaut und
dem Gesundheitsfonds zugefthrt. Ein verlass-
liches Risikomanagement wird damit fur Kran-
kenkassen immer schwieriger. Rucklagen dienen
nicht nur der finanziellen Sicherstellung der Ver-
sorgung und der Versorgungsqualitdt, sondern
auch dazu, Ausgabenschwankungen auszuglei-
chen, ohne die Beitrdge erhéhen zu mussen.
Ausreichende Ruicklagen sind ein Eckpfeiler vor-
ausschauender und verantwortungsvoller Haus-
haltsfihrung.

Die GKV ist in den letzten Jahren neben dem
reguldren Bundeszuschuss zur GKV (seit 2017:
14,5 Mrd. EUR) regelméaBig auf weitere Zuschis-
se aus Steuermitteln des Bundes angewiesen.
Die alljahrlichen Verhandlungen Uber einen er-
ganzenden Steuerzuschuss bei gleichzeitiger
Reduzierung der finanziellen Ricklagen bei den
Krankenkassen ist keine solide Finanzpolitik, son-
dern eine unsichere Finanzierung der GKV auf
Sicht. Die Haushaltsplanungen der gesetzlichen
Krankenkassen werden somit von Jahr zu Jahr
schwieriger.



Finanzierung

Bundeszuschuss zur GKV 2004 - 2023
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Auf den Punkt — Unsere Forderungen

Die Bundesregierung muss eine nachhaltige Finan-
zierungsreform fiir die GKV, die auf Jahre tragt,
beschlieBen. Die Belastungen fiir Versicherte und
Arbeitgeber miissen ausgewogen sein. Im Hinblick
auf den internationalen Wettbewerb um Fachkrafte
ist dies von besonderer Bedeutung.

Fiir die Nachhaltigkeit der Finanzierungsreform ist ein
breiter politischer Konsens nétig. Wir ermutigen die
Bundesregierung und die Regierungsfraktionen des
Bundestages, fiir dieses Ziel die Opposition mit einzu-
binden.

Die Ausgaben der GKV miissen verstarkt in den Blick
genommen werden. Dafiir bedarf es einer Evaluierung
des Leistungskataloges und der versicherungsfrem-
den Leistungen. Versicherungsfremde Leistungen
miissen vollstindig iliber Bundeszuschiisse finanziert
werden.

Wirtschaftlichkeit, Kostensteuerung und Qualitéats-
sicherung miissen in allen Bereichen der GKV auf die
Agenda und praktiziert werden. Ebenso muss Abrech-
nungsbetrug starker verfolgt und sanktioniert wer-

den. Der GKV werden durch Abrechnungskriminalitat
jahrlich Milliardenbetrdage entzogen.

Kurzfristig miissen in einer SofortmaBnahme, spates-
tens fur das Haushaltsjahr 2024, der GKV die Beitrage
fur die Empfinger des Biirgergeldes kostendeckend
finanziert werden. Die amtierende Bundesregierung
hat dies im Koalitionsvertrag vereinbart.

Der jahrliche Bundeszuschuss fiir versicherungsfrem-
de Leistungen an den Gesundheitsfonds muss jahrlich
und regelgebunden dynamisiert werden.

Weitere MaBnahmen zum Abbau der noch vorhande-
nen Riicklagen bei Krankenkassen lehnen wir strikt ab.
Um starke Beitragssatzschwankungen zu vermeiden,
sind Riicklagen zwingend notwendig - auch zur Sicher-
stellung der Versorgung und Versorgungsqualitat.

Wir ermutigen die Bundesregierung, die strukturellen
Reformen in den Versorgungsbereichen, wie aktuell
im Krankenhaussektor, weiterhin konsequent voran-
zutreiben und umzusetzen. Die Versorgungsbereiche
der GKV miissen fiir die Zukunft fit gemacht werden.



Die soziale Selbstverwaltung ist eines der We-
sensmerkmale in der deutschen Sozialversiche-
rung und sozialen Marktwirtschaft. Historisch
gewachsen — als demokratisches Element — ist
die Selbstverwaltung gelebte Sozialpartnerschaft
in den Verwaltungsraten der gesetzlichen Kran-
kenkassen. Dabei kommt dem Verwaltungsrat,
bestehend aus Versicherten- und Arbeitgeber-
vertretern, eine dhnliche Funktion zu wie dem
Aufsichtsrat einer Aktiengesellschaft. Er wahlt
und Uberwacht den Vorstand, entscheidet ins-
besondere Uber Haushalt und Satzung und trifft
Entscheidungen von grundséatzlicher Bedeutung.

Mit der Einflhrung des Gesundheitsfonds im
Jahr 2009 wurde den Krankenkassen und damit
der Selbstverwaltung ein GroBteil ihrer Finanz-
autonomie und das Recht zur Haushalts- und
Beitragsgestaltung genommen und an die Bun-
desregierung Ubertragen. Die Untergrabung der
Handlungsféhigkeit der Selbstverwaltung halt
seither weiter an und weitere Kompetenzen und
Gestaltungsmaoglichkeiten der Selbstverwaltung
werden sukzessive durch den Gesetzgeber ein-
geschrankt, wie etwa durch das per Gesetz ver-
ordnete Abschmelzen der kassenindividuellen
Finanzricklagen. Auch bei der Entwicklung der
Inhalte fur die aktuelle Krankenhausreform — als
eines der GroBprojekte der amtierenden Bun-
desregierung — wurde die Selbstverwaltung und
damit die Interessen der Beitragszahlenden nicht
von Beginn an beteiligt.

In 2023 finden die Sozialversicherungswahlen
statt. Zu Recht erfolgen seitens der Sozialversi-
cherungstrager an die Wahlerinnen und Wahler
eine Vielzahl von Informationen zur Wahl sowie
zu den Kandidatinnen und Kandidaten. Die So-
zialversicherungswahl bildet die Basis der demo-
kratischen Mitbestimmung in der sozialen Selbst-
verwaltung.
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Selbstverwaltung

Auf den Punkt -
Unsere Forderungen

Die Bundesregierung muss der Selbstver-
waltung den Stellenwert geben, den sie
zur selbstverantwortlichen Gestaltung
der Finanzierung und Versorgung im Ge-
sundheitswesen haben muss. Der Hand-
lungsrahmen der Selbstverwaltung muss
wieder erweitert werden. Mehr Selbst-
verwaltung — weniger Staat!

Weitere Eingriffe in die Finanzautonomie
der gesetzlichen Krankenkassen, wie z.B.
liber den gesetzlich normierten Abbau der
Finanzreserven lehnen wir ab. Die Selbst-
verwaltung muss die Moglichkeit haben,
ausreichende Riicklagen bei den Kranken-
kassen aufzubauen, um das Haftungs-
risiko eigenverantwortlich zu minimieren.

Die Sozialversicherungswahl kann bei den
Wahlerinnen und Wahlern nur dann auf
Akzeptanz und eine héhere Wahlbeteili-
gung stoBen, wenn die Selbstverwaltung
tatsachlich spiirbar fiir die Beitragszahlen-
den Entscheidungen in deren Sinne tref-
fen kann. Starkung der Selbstverwaltung
bedeutet daher auch Starkung der demo-
kratischen Sozialversicherungswahl.

Die Selbstverwaltung muss von Beginn an
bei der Entwicklung von Reformprojekten
des Bundesgesundheitsministeriums ein-
gebunden werden. Nur so kénnen von
Anfang an die Interessen der Beitragszah-
lenden in die Gesetzgebungsverfahren
eingebracht werden.



Selbstverwaltung

Das Prinzip der Selbstverwaltung bei gesetzlichen Krankenkassen
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Seit 1996 gilt in der GKV das allgemeine Kassen-
wahlrecht fur die Versicherten von gesetzlichen
Krankenkassen. Damit verbunden haben sich
Krankenkassen hin zu Dienstleistungsunterneh-
men orientiert, die insbesondere in einem Wett-
bewerb um Leistungen und Services stehen.

Die wettbewerbliche Ausrichtung betrifft auch
die Versorgungsangebote. Es geht darum, im
Sinne einer qualitatsorientierten Versorgung die
bestmaglichen Versorgungsvertrage fir die Ver-
sicherten mit Arztinnen und Arzten, Krankenh&u-
sern oder Apotheken abzuschlieBen.

Aktuell gibt es in Deutschland 96 gesetzliche
Krankenkassen (Stand: 01.01.2023). Davon sind
71 Betriebskrankenkassen. 49 Betriebskranken-
kassen sind marktoffen und gréBtenteils regional
in bestimmten Landern den Versicherten zugang-
lich als Wahlangebot im Rahmen des Kassen-
wabhlrechts. 22 Betriebskrankenkassen versichern
ausschlieBlich die Mitarbeitenden und deren

BKK Landesverband Std

Wettbewerb und Vielfalt

Familienangehérigen der Unternehmen, fur die
sie tatig sind. Sie bilden den Ursprung und Mar-
kenkern der Betriebskrankenkassen. Beim BKK
Landesverband Sud zahlen hierzu beispielsweise
die Mercedes-Benz BKK, die BKK PwC oder die
BKK Wurth.

Jede einzelne Betriebskrankenkasse tragt ihren
Beitrag zur Angebotsvielfalt auf dem Markt der
GKV bei. Ob bundesweit, wie die Siemens-Be-
triebskrankenkasse als groBte Betriebskranken-
kasse Deutschlands, oder wie die BKK Scheufelen
mit regionaler Ausrichtung auf Baden-Warttem-
berg und die Region Stuttgart. Die betriebs-
bezogenen Betriebskrankenkassen, wie die BKK
B. Braun Aesculap, sind integraler Bestandteil der
Unternehmen und organisieren beispielsweise
vorbildhaft das betriebliche Gesundheitsmanage-
ment fir die Mitarbeitenden und Versicherten.

Dem BKK Landesverband Suid gehéren aktuell 24
Betriebskrankenkassen an und er reprasentiert

Die 24 Mitgliedskassen des BKK Landesverbandes Sid
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Wettbewerb und Vielfalt

damit die Angebotsvielfalt der GKV. Diese Viel-
falt steht fur Kundenservices und Kundennahe
— personlich, telefonisch und digital. Staatliche
Monopolanbieter wie die Deutsche Rentenver-
sicherung durfen fur die GKV kein Vorbild sein.
Angebotsoligopole sind nicht das, was wir fir die
GKV-Versicherten erstrebenswert halten.

Auch muss Vielfalt nicht teuer sein. Die Betriebs-
krankenkassen haben im bundesweiten Vergleich
die niedrigsten Verwaltungskosten innerhalb der
GKV.

Die Betriebskrankenkassen haben im Durchschnitt die geringsten

Netto-Verwaltungskosten je Versicherten (Angaben in Euro)

GKV ohne LKK: 169

155 162 172

BKK vdek IKK

Quelle: Eigene Darstellung auf Basis von Daten der amtlichen Statistik KV 45 IV 2022

Auf den Punkt — Unsere Forderungen

Wir stehen fiir Wettbewerb und fiir An-
gebotsvielfalt bei Leistungserbringern,
Gesundheitspartnern und Krankenkassen.
MaBnahmen mit dem Ziel, dieses Angebot
einzuschranken, lehnen wir ab.

Die Anzahl von 96 gesetzlichen Kranken-
kassen ist gemessen an der Zahl der Be-
volkerung in Deutschland mit rund 83
Mio. Einwohnern, 16 Landern und 400
Stadt- und Landkreisen nicht zu groB.
Zum Vergleich - in der privaten Kranken-
versicherung stehen fiir rund 8,7 Mio. Ver-
sicherte 52 Krankenversicherungsunter-
nehmen zur Wahl (Quelle: PKV in Zahlen
2021).

Wettbewerb und Vielfalt férdern Inno-
vationen und qualitatsorientierte Versor-
gungskonzepte im Gesundheitswesen.
Der Wettbewerb um beste Ideen und
Losungen hat sich bewahrt und bleibt der
richtige Weg.

Das foderale Deutschland mit Landern,
Regionen, Landkreisen, Stidten und Ge-
meinden und seiner dezentralen staat-
lichen Organisation ist auf vielfiltige
Angebote angewiesen, die sich bei den
Menschen vor Ort widerspiegeln.

Deutschland als Wirtschafts- und Indust-
riestandort mit sozialer Marktwirtschaft
muss in die Gesundheit der Mitarbeiten-
den in den Unternehmen investieren.
Betriebskrankenkassen leisten hier fir
alle Beteiligten einen wesentlichen Bei-
trag zum betrieblichen Gesundheits-
management und tragen somit ihren Teil
zur Wettbewerbsfahigkeit der deutschen
Wirtschaft bei.

Wettbewerb und Vielfalt sind ein wesent-
licher Beitrag zur Starkung landlicher Rau-
me. Menschen, die sich mit ihrer Region
und ihrem Lebensraum identifizieren,
wiinschen sich entsprechende Angebote,
denen sie Vertrauen schenken.

180

AOK

211

KBS
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Krankenhausversorgung

Die Krankenhausversorgung bildet mit rund
33 Prozent innerhalb der GKV den groéBten Aus-
gabenblock. Die Versorgung der Patientinnen
und Patienten in den Kliniken ist ein elementa-
rer Bestandteil der Gesundheitsversorgung. Die
Versorgung schwer- und schwerstkranker Men-
schen, bei denen eine ambulante Versorgung
nicht moglich ist, findet im stationdren Sektor
statt.

In Baden-Wirttemberg und Hessen ist der Trans-
formationsprozess im stationdren Sektor bereits
in vollem Gange. Krankenhduser schlieBen sich
landkreistbergreifend zu Verblinden zusam-
men, Standorte werden geschlossen und hin zu
Primdrversorgungszentren weiterentwickelt. Im
bundesweiten Vergleich ist die Bettendichte der
Krankenhé&user in Baden-Wirttemberg und Hes-
sen unterdurchschnittlich.

Zwischen 2000 und 2021 ist die Anzahl der Krankenhauser in
Baden-Wiirttemberg um ca. 22 % und in Hessen um ca. 14 %
gesunken
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Die Lander kommen seit Jahren ihren Verpflich-
tungen bei den Investitionskosten fiir die Kran-
kenhduser nicht in ausreichendem MaBe nach.
Dies fuhrt dazu, dass Beitragsgelder, welche die
Krankenkassen fur die Versorgung der Patien-
tinnen und Patienten den Krankenh&usern ver-
guten, fur Investitionen in den Krankenhdusern
zweckentfremdet werden, fir die eigentlich die
Lander vollumfanglich aufkommen mussten.

Unzureichende Investitionsfinanzierung
durch die Lander
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Quelle: Eigene Darstellung und Berechnung auf Basis von
Daten aus der Umfrage der AG Krankenhauswesen der
AOLG sowie des Statistischen Bundesamts

Mit dem MDK-Reformgesetz aus 2019 wurden
Prifquoten bei der Abrechnungsprifung der
Krankenhausabrechnungen eingefthrt. Seither
durfen die Krankenkassen nicht mehr alle Kran-
kenhausabrechnungen prifen. Beim gréBten
Ausgabenblock fur die Krankenkassen ist das
Abrechnungsgeschehen somit weitgehend in-
transparent.



Krankenhausversorgung

Unterdurchschnittliche Bettendichte in Baden-Wiirttemberg und Hessen in 2021
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Qualitat und Patientensicherheit haben fur uns
im Bereich der Krankenhausversorgung die
hochste Prioritat. Im Bereich der Qualitatssiche-
rung wurden in vergangenen Reformen die rich-
tigen Weichen gestellt. Es bedarf allerdings hier-
far auch des notwendigen Fachpersonals, damit
sich diese MaBnahmen langfristig auszahlen. Die
Spezialisierung von Hausern auf bestimmte Leis-
tungen, wie in der aktuellen Krankenhausreform
konzipiert, halten wir fir den Schritt in die rich-
tige Richtung.

Auf den Punkt -
Unsere Forderungen

Die Vorschlage der Regierungskommissi-
on fiir eine moderne und bedarfsgerechte
Krankenhausversorgung (3. Empfehlung)
werden von uns unterstiitzt. Die Neuaus-
richtung der Krankenhausfinanzierung
und des DRG-Systems sowie die Kategori-
sierung nach Versorgungsstufen und Leis-
tungsgruppen sind ein richtiger Ansatz.

Mit der Realisierung der Vorschlage der
Regierungskommission bietet sich die
Chance einer qualitatsorientierteren
Versorgung. Dieser Weg muss auch vor
dem Hintergrund des Fachkraftemangels
beschritten werden.

Im groBten Ausgabenblock der GKV, in
der Krankenhausversorgung, bendtigen
die Krankenkassen wieder volle Transpa-
renz liber das Abrechnungsgeschehen. Wir
fordern die Abschaffung der Priifquoten
fiir Krankenkassen und die Moglichkeit,
alle Krankenhausabrechnungen priifen zu
konnen. Es konterkariert das Wirtschaft-
lichkeitsprinzip, Abrechnungen von Leis-
tungserbringern nicht priifen zu kénnen.

Die Ldnder miissen ihren finanziellen Ver-
pflichtungen bei der Investitionskosten-
férderung konsequent und vollumfing-
lich nachkommen.

Der Transformationsprozess zur Struktur-
veranderung der Krankenhausversorgung
wird liber mehrere Jahre hinweg eine
groBe finanzielle Herausforderung fiir
die GKV, Bund und Lander. Dies gilt es bei
einer Finanzierungsreform der GKV zu be-
riicksichtigen und entsprechende Mittel
sind hierfiir bereitzustellen.

Die Reform der Krankenhausversorgung
muss in einem Konsens den Weg fiir die
Weiterentwicklung der Krankenhaus-
strukturen auf verschiedenen Versor-
gungsebenen freimachen. Wir appellieren
an die politisch Verantwortlichen in Bund
und Landern, die Reform konstruktiv zum
Erfolg zu fiihren.

@ Bund: 581
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Ambulante arztliche
Versorgung

Die ambulante arztliche Versorgung ist ein Kern-
element fur die medizinische Versorgung der
Menschen. Arztinnen und Arzte sowie die Mit-
arbeitenden in den Praxisteams betreuen taglich
zehntausende von Patientinnen und Patienten.
Allein in Baden-Wurttemberg und Hessen wur-
den in 2021 rund 102 Mio. Behandlungsfdlle ab-
gerechnet.

Die Form des Versorgungsangebotes bzw. die
Organisationsform und Zusammenarbeit der
Arztpraxen andert sich seit gut zwei Jahrzehnten
und in den letzten Jahren verstarkt weg von Ein-
zelpraxen hin zu Gemeinschaftspraxen, Medizini-
schen Versorgungszentren und Praxisverbnden.
Damit einhergehend steigt kontinuierlich der
Anteil der Arztinnen und Arzte im Anstellungs-
verhaltnis im ambulanten Sektor.

Mit Forderprogrammen zur Niederlassung jun-
ger Medizinerinnen und Mediziner in landlichen
Regionen versuchen sowohl die Lander Baden-
Wirttemberg und Hessen als auch die Kassen-
arztlichen Vereinigungen zusammen mit den
Krankenkassen (drohende) Unterversorgung,
insbesondere in der hausarztlichen Versorgung,
abzuwenden.

Insofern mussen Organisationsformen wie Me-
dizinische Versorgungzentren und Priméarver-
sorgungszentren auch weiter politisch geférdert
werden. Wichtig ist dabei, dass Leistung und
Vergutung stets im Einklang mit dem Wirtschaft-
lichkeitsprinzip der GKV stehen. Den Trend, Ge-
sundheitszentren als Investitionsprojekte fur rein
kapitalorientierte Investoren zu betrachten, se-
hen wir kritisch.

Steigende Anzahl an kooperativen Praxisformen bei gleichzeitig weniger
Einzelpraxen ohne angestellte Arztinnen und Arzte in Baden-Wiirttemberg
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Ambulante arztliche Versorgung

Die Digitalisierung bietet groBe Chancen, Wege
zur ambulanten arztlichen Behandlung zu ver-
einfachen. Die Videosprechstunden koénnen in
den Féllen, in denen ein persénliches Erscheinen
der Patientinnen und Patienten nicht zwingend
notwendig ist, einen wesentlichen Beitrag zur
Sicherstellung der Versorgung leisten. Auch in
Pflegeeinrichtungen koénnen Videosprechstun-
den eingesetzt werden. Der Ausbau dieses In-
strumentes muss daher von Politik und den ver-
antwortlichen Akteuren der Selbstverwaltung
weiter verantwortungsvoll vorangetrieben wer-
den.

Die doppelte Facharztschiene im ambulanten
und stationdren Sektor leistet einen wichtigen
Beitrag flur eine qualitativ hochwertige Versor-
gung der Patientinnen und Patienten. Allerdings
kann es dabei zu unabgestimmten und kosten-
intensiven Doppeluntersuchungen kommen, wie
z.B. bei bildgebenden Verfahren (Rontgen, MRT,
CT), mit der Folge von mehrfachen Vergltungs-
abrechnungen.

Die wertvolle und begrenzte Zeit zur arztlichen
Behandlung und Versorgung der Patientinnen
und Patienten (Behandlungszeit) sollte effektiv
und exklusiv eingesetzt werden. Das heif3t, alle
medizinischen Tatigkeiten, die nicht zwingend
durch éarztliches Personal erbracht werden mds-
sen, sollten an qualifiziertes Personal im Gesund-
heitswesen, wie z.B. speziell weitergebildete
Medizinische Fachangestellte (MFA) oder soge-
nannte Physician Assistants, delegiert werden
kénnen. Nach unserer Auffassung wird dadurch
die Attraktivitat beider Berufsgruppen, die der
Arztinnen und Arzte und die der nichtérztlichen
Berufe, erhoht.

Auf den Punkt -
Unsere Forderungen

Neue Organisationsformen in der ambu-
lanten arztlichen Versorgung, wie sekto-
reniibergreifende Gesundheitszentren,
kommunale Medizinische Versorgungs-
zentren (MVZ) und Primarversorgungs-
zentren miissen konsequent weiterentwi-
ckelt und gefordert werden.

Die Digitalisierung in der ambulanten
medizinischen Versorgung, z.B. durch
Forderung der arztlichen Videosprech-
stunden bei Haus- und Facharztpraxen
und Pflegeeinrichtungen muss weiter aus-
gebaut werden.

Durch eine bessere Steuerung, Abstim-
mung und Vernetzung der fachéarztlichen
Inanspruchnahme kénnen Synergien
erzielt werden. Hier kann die Digitalisie-
rung und die elektronische Patientenakte
(ePA) einen wichtigen Beitrag leisten.
Ebenfalls ist eine weitere Angleichung der
Vergitungssystematik fiir die ambulante
und stationdre Leistungserbringung bei
gleicher Leistung voranzutreiben, um die
sektoralen Grenzen im Gesundheitswesen
zu Gberwinden.

Wir benotigen mehr Delegation und Subs-
titution von medizinischen Tatigkeiten,
die nicht zwingend durch eine Arztin oder
einen Arzt erbracht werden miissen.



Ptlege

Aufgrund der demografischen Entwicklung
sowie des medizinischen Fortschritts gewinnt
die Pflege in unserer Gesellschaft zunehmend
an Bedeutung. Die 1995 eingeflihrte Soziale
Pflegeversicherung als eigenstéandige Saule der
Sozialversicherung wurde seither kontinuierlich
ausgebaut. Mit der Ausweitung des Leistungs-
spektrums sind auch die Beitrdge zur Sozialen
Pflegeversicherung zunehmend erhéht worden.

Die Soziale Pflegeversicherung deckt nicht alle
anfallenden Kosten, die im Pflegefall auftreten,
ab. Sie wird daher oftmals als Teilkaskoversiche-
rung bezeichnet. Fur die Betroffenen und deren
Angehorige bedeutet dies sehr hohe finanzielle
Belastungen, insbesondere im Fall der stationa-
ren Unterbringung in einer Pflegeeinrichtung. Je
nach Region liegt der Eigenanteil fur die Pflege-
bedurftigen und deren Angehdrige zwischen
2.000 EUR und 3.000 EUR im Monat und mehr.
Erarbeitetes und erspartes Geld sowie Haus- und

Wohnungseigentum mdussen fur die Finanzie-
rung der Pflege aufgebracht werden. In vielen
Fallen sind die Pflegebedurftigen und deren An-
gehorige am Ende auf staatliche Hilfen aus der
Sozialhilfe (Hilfen zur Pflege) angewiesen. Das ur-
springliche Ziel, Armut im Alter mit der Sozialen
Pflegeversicherung zu vermeiden, wird verfehlt.

Die Situation in der ambulanten und stationaren
Pflege ist gekennzeichnet durch den Mangel an
Pflegefachkraften. Die aktuelle Regierung und die
Vorgangerregierung haben verschiedene MaB-
nahmen zur Steigerung der Attraktivitat des Pfle-
geberufes richtigerweise angestoBen. Erwahnt
sei hier beispielsweise die ab dem 01.09.2022
geltende Tarifpflicht in der Altenpflege. Aller-
dings werden diese erst mittel- und langfristig
Wirkung entfalten kénnen. Das Personalproblem
in der Pflege ist aktuell aber so groB, dass weitere
kurzfristige MaBnahmen notwendig sind.

Entwicklung der Beitragssatze in der Sozialen Pflegeversicherung

Angaben in %

BKK Landesverband Std

4,50
4,00 0.60
3,50
0.25 035 340  Abschlag von
3,00 025 3,05 3,05 0,25 Beitragssatz-
2,50 025 2,55 punkten je Kind
0,25 3 a o
2,00 0.25 ‘1’;: o ab 2. bis 5. Kind
1,50 1.70 1,70 (bis zur Vollendung
25. Lebensjahr)
1'00 1,00
0,50
0,00
1195 179 1.1.05 1708 1113 1.1.15 1.1.17 1.1.19 1122 1.7.23

Beitragssatz Kinderlosenzuschlag

Quelle: Eigene Darstellung



Pflege

Wie im Bereich der Krankenhausversorgung
kommen die Lander auch in der Pflege nicht voll-
umfanglich ihrer finanziellen Verpflichtung zur
Absicherung der Pflegeinfrastruktur nach. Diese
fehlenden Mittel mussen die Pflegebedurftigen
beispielsweise Uber den aufzubringenden Anteil
fur ihre Pflege in stationdren Pflegeeinrichtungen
finanzieren.

Der Mangel an Platzen fur Kurzzeitpflege steigt
seit Jahren kontinuierlich an. Trotz verschiedener
FordermaBnahmen, wie zum Beispiel durch das
Land Baden-Wdrttemberg, kann das Angebot
die Nachfrage nach wie vor nicht abdecken. Ge-
rade fur die Entlastung der pflegenden Angeho-
rigen und zur Uberbriickung von Krankenhaus-
behandlung oder Reha ist die Kurzzeitpflege ein
elementarer Leistungsbestandteil der Pflege.

Der Einsatz von digitaler Technik und digitalen
Kommunikationsmitteln in der Pflege kdénnen
die Prozesse vereinfachen und beschleunigen.
Die Pflegeeinrichtungen und ambulanten Pflege-
dienste sollen zuklnftig an die Telematik-Infra-
struktur angebunden und somit in den digitalen
Informationsaustausch Uber die elektronische Pa-
tientenakte eingebunden werden.

Auf den Punkt -

Unsere Forderungen

Die Soziale Pflegeversicherung braucht wie die GKV ein trag-
fahiges und langfristiges Finanzierungskonzept.

Es bedarf sicherer Angebote, wie junge und kiinftige Gene-
rationen die Absicherung des Pflegerisikos neben der Sozialen
Pflegeversicherung eigenverantwortlich abdecken kénnen.

Die Fachkraftesicherung in der Pflege muss in das Pflichtenheft
jeder Bundes- und Landesregierung als eines der zentralen und
dringlichsten Aufgabenfelder aufgenommen werden. Bildungs-
und Arbeitspolitik und insbesondere Fachkraftesicherung miissen
den Stellenwert erhalten wie Klima- und Energiepolitik.

Die Digitalisierung ist in der Pflege weiter voranzutreiben. Auch
sollen die Begutachtungen durch die Medizinischen Dienste
dort, wo es moglich ist, liber digitale Formate (Videointerview)
beschleunigt und flexibilisiert werden.

Die Kurzzeitpflege als wichtiger Leistungsbereich der Pflegeversi-
cherung muss weiter gestarkt werden mit dem Ziel, ausreichende
Platze in Wohnortnahe anbieten zu kénnen.

Die 6ffentliche Diskussion zur Einfiihrung eines verpflichtenden
Gesellschaftsjahres fiir die Biirgerinnen und Biirger, insbesonde-
re fiir die junge Generation, sollte von der Politik aufgegriffen
und parteiiibergreifend einem Ergebnis zugefiihrt werden. Das
Gesellschaftsjahr ist ein Mehrwert fiir diejenigen, die von diesen
Diensten profitieren, und ebenso fiir diejenigen, die das Gesell-
schaftsjahr leisten.



Digitalisierung

Eine der zentralen positiven Erkenntnisse aus der
Corona-Pandemie ist, dass Digitalisierung in der
medizinischen Versorgung nicht nur moglich ist,
sondern die Behandlung der Patientinnen und
Patienten zum Beispiel mit Videosprechstunden
effizient unterstitzt. Die Erfahrungen und kunfti-
gen Erwartungen der Birgerinnen und Blrger an
die digitale Gesundheit sind positiv.

BKK Landesverband Std

lungszeit hinter sich. Als zentrales Medium fir
den Austausch und die Speicherung der Behand-
lungsdaten ist beides im Zeitalter der Digitali-
sierung alternativlios. Die amtierende Bundes-
regierung plant, Uber die Opt-out-Regelung
mehr Nutzerinnen und Nutzer fur die ePA zu
gewinnen. Erfahrungen in europaischen Nach-
barlandern zeigen, dass ein Opt-out-Ansatz eine

schnelle Einfiihrung unterstutzt.

= Elementar fir eine erfolgreiche Praxis der Digita-
Langzeitwirkung: lisierung im Gesundheitswesen ist die Akzeptanz

Die positiven Nebenwirkungen der Digitalisierung und Umsetzung bei den Leistungserbringern. In
Krankenhdusern, Arztpraxen, Pflegeeinrichtun-

"5 0 0 gen und in weiteren Versorgungsbereichen gibt
@ %é 71 /é es eine Vielzahl von vielversprechenden Digita-
Y= | derDeutschenglauben, sagen, Diagnosen lisierungsprojekten. Gerade in der Telemedizin

dass Krankheiten friher werden verbessert.

erkannt werden.

70% o9

erwarten besseren D ﬂ

Krankheitsverlauf bei
chronischen Erkrankungen.

@ 64%

sehen bessere Uber-

sind die Vorteile Uberzeugend, insbesondere bei
der arztlichen Versorgung.

] % Datenschutz hat in Deutschland einen sehr ho-
hen Stellenwert. Es gilt im Sinne der medizini-
schen Forschung und des Gesundheitsschutzes,
den Datenschutz neu auszurichten und den
Realitdten einer digitalisierten Welt anzupassen.
Die Nutzung von Gesundheitsdaten bietet erheb-
liches Potenzial fur die medizinische Forschung.

erwarten schnellere
Behandlungen.

617%

erwarten mehr

wachungsmaglichkeiten nach Unterstiitzung fiir Hier mussen Deutschland und Europa im inter-
der Krankenhausentlassung, mobilitdatseingeschrankte . - .
5 Vel nationalen Kontext wettbewerbsfahig bleiben.

Der medizinische Fortschritt und die damit ver-
bundene medizinische Forschung benotigen
kinftig breitere Datengrundlagen. Die Gesund-
heitsdatennutzung und die Bereitstellung der
Gesundheitsdaten werden zu einem wesentli-
chen Faktor fur die Forschungseinrichtungen und
medizinischen Unternehmen. Es ist grundséatzlich
im Interesse der GKV, die Gesundheitsdaten der
Versicherten fur diese Zwecke zu nutzen. Das
Recht auf informationelle Selbstbestimmung

Quelle: Sopra Steria (2019). European Study on the Digitalisation of the Healthcare Pathways

Die Vorganger-Bundesregierung hat mehrere
Digitalisierungsgesetze fir das Gesundheitswe-
sen verabschiedet und die Digitalisierung intensiv
vorangetrieben. Die aktuelle Bundesregierung
fihrt diesen Weg richtigerweise konsequent fort.

Die elektronische Patientenakte (ePA) und das
elektronische Rezept haben eine lange Entwick-



Digitalisierung

sollte dabei unangetastet bleiben — die Versicherten mussen
eigenverantwortlich Gber den Gebrauch ihrer Daten entschei-
den kénnen.

Cyberangriffe auf IT-Systeme der o6ffentlichen Verwaltung,
Wirtschaftsunternehmen und die kritische Infrastruktur sind
eine reale Bedrohung fur die Digitalisierung und richten jahr-
lich enormen Schaden an. Im Jahr 2022 entstand alleine fir
die deutsche Wirtschaft ein Schaden von rund 200 Mrd. EUR
(Quelle: Studie im Auftrag des Digitalverbands Bitkom). Geld,
das an anderer Stelle den Unternehmen fehlt.

Auf den Punkt -
Unsere Forderungen

Der Weg der Digitalisierung muss von Politik und den
Akteuren im Gesundheitswesen konsequent weiter
beschritten werden. Die Erkenntnisse aus der Corona-
Pandemie, insbesondere die Erfahrung, dass sich Be-
denken zur Digitalisierung oftmals in der Praxis nicht
als Problem erweisen (siehe Videosprechstunde), soll-
ten unser Handeln bestimmen. Wir pladieren fiir mehr
Innovation und Umsetzung anstelle von Bedenken
und Perfektionismus bis ins letzte Detail.

Die digitalen Behandlungsmoglichkeiten sind weiter
auszubauen. Videosprechstunden haben sich fiir die
Behandlung der Patientinnen und Patienten in der
Pandemie als gutes und anerkanntes Instrument be-
wiesen. Kiinftig gilt es, die Vorteile der Telemedizin,
insbesondere fir den landlichen Raum, konsequent
zu nutzen. Benotigt wird hierfiir endlich eine ent-
sprechende flachendeckende Telematik-Infrastruk-
tur einschlieBlich einer abschlieBenden Kldrung der
finanziellen Rahmenbedingungen. Bund und Lander
miissen die digitale Infrastruktur weiter konsequent
ausbauen, damit die Digitalisierung im Gesundheits-
wesen praktiziert und umgesetzt werden kann.

Die von der Bundesregierung geplante Opt-out-Rege-
lung zur Beschleunigung der elektronischen Patien-
tenakte wird begriiBt.

Die Mitgliedskassen des BKK Landesverbandes Siid
bauen kontinuierlich ihr Angebot an digitalen Services
fur die Versicherten aus. Die Betriebskrankenkassen
stehen fiir digitale Angebote in der Kommunikation
und Beratung mit den Versicherten. Der persdnliche
Kontakt zu unseren Versicherten bleibt dabei weiter-
hin elementarer Bestandteil unseres Angebotes.

Die Kiinstliche Intelligenz (KI) wird neue Perspekti-
ven und Maglichkeiten er6ffnen. Die Nutzung der KI
im Gesundheitswesen und in der Medizin muss nach
ethisch definierten Regeln erfolgen.

Wir unterstiitzen die Vorhaben zur Gesundheitsda-
tennutzung in Deutschland und Europa. Wir erwarten
in diesem Zusammenhang fiir die Bereitstellung der
Gesundheitsdaten einen finanziellen Ausgleich fiir die
GKYV seitens der Gesundheitsindustrie, die mit diesen
Daten nicht nur Forschung betreibt, sondern auch
neue Produkte vermarktet.

Die Versicherten miissen selbstbestimmt iiber die Nut-
zung ihrer Daten entscheiden kénnen. Das Verfahren
zur Ausiibung dieser Entscheidung muss einfach und
unbiirokratisch gestaltet werden.

Zur Versorgungsgestaltung bendétigen Krankenkassen
schnelleren Zugang zu den Gesundheitsdaten der
Leistungserbringer. Hierfiir ist es wichtig, dass die
Kassen Echtzeitdaten, insbesondere aus dem ambu-
lanten Bereich, zur Verfiigung gestellt bekommen.



lmpressum

BKK Landesverband Siid
Korperschaft des 6ffentlichen Rechts

Stuttgarter StraBe 105
70806 Kornwestheim

Telefon: 07154 1316-0
Telefax: 07154 1316-9600
E-Mail: info@bkk-sued.de
Internet: www.bkk-sued.de

Vertretungsberechtigt und verantwortlich:
Jacqueline Kihne
Vorstandin des BKK Landesverbandes Sud

Redaktion:
Carlos Philipp

mit Unterstitzung der Fachabteilungen

Stand: Juni 2023

BKK Landesverband Std


mailto:info%40bkk-sued.de?subject=
http://www.bkk-sued.de

19




BKK

Landesverband

Sid



	Auf den Punkt
	Vorwort
	Finanzierung 
	Selbstverwaltung
	Wettbewerb und Vielfalt
	Krankenhausversorgung
	Ambulante ärztliche Versorgung
	Pflege
	Digitalisierung
	Impressum




